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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/ 1507 DER KOMMISSION
vom 10. Oktober 2018

mit auflergewohnlichen Marktstiitzungsmafnahmen fiir den Eier- und Gefliigelfleischsektor in
Polen

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
iiber eine gemeinsame Marktorganisation fir landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates ('), insbesondere auf
Artikel 220 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) Zwischen dem 3. Dezember 2016 und dem 16. Mirz 2017 bestitigte und meldete Polen 65 Ausbriiche der
hochpathogenen Avidren Influenza des Subtyps H5. Die betroffenen Arten sind Enten, Ginse, Truthiihner,
Hithner der Art Gallus domesticus und Legehennen.

(2)  Polen hat umgehend und effizient alle gemif der Richtlinie 2005/94/EG des Rates (%) erforderlichen tiergesund-
heitlichen und veterinirrechtlichen Manahmen getroffen.

(3)  Insbesondere traf Polen Bekdmpfungs-, Uberwachungs- und Vorbeugungsmafnahmen und grenzte gemif den
Durchfithrungsbeschliissen (EU) 2016/2219 (), (EU) 2016/2367 (), (EU) 2017/14 (), (EU) 2017/116 (*), (EU)
2017/155 (), (EU) 2017/247 (), (EU) 2017/417 () und (EU) 2017/554 (*°) der Kommission Schutz- und
Uberwachungszonen (die ,regulierten Gebiete®) ab.

(4)  Durch die Anwendung dieser Mafnahmen erreichte Polen eine Einddimmung und Tilgung der Seuche. Die
tiergesundheitlichen und veterinarrechtlichen Manahmen der Union und Polens galten bis zum 22. Mai 2017 in
allen relevanten Betrieben.

(5)  Polen hat der Kommission mitgeteilt, dass die notwendigen tiergesundheitlichen und veterinirrechtlichen
Mafinahmen zur Eindimmung und Tilgung der Seuche fiir zahlreiche Marktteilnehmer nachteilige Auswirkungen
hatten und diesen Einkommenseinbufsen entstanden sind, die nicht fiir eine Finanzhilfe der Union gemif der
Verordnung (EU) Nr. 652/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates ('!) in Betracht kamen.

(') ABLL347vom 20.12.2013,S.671.

() Richtlinie 2005/94/EG des Rates vom 20. Dezember 2005 mit Gemeinschaftsmafinahmen zur Bekdmpfung der Avidren Influenza und
zur Aufthebung der Richtlinie 92/40/EWG (ABL. L 10 vom 14.1.2006, S. 16).

() Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2016/2219 der Kommission vom 8. Dezember 2016 zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbe-
schlusses (EU) 2016/2122 betreffend Maflnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen Avidren Influenza des
Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL. L 334 vom 9.12.2016, S. 52).

(4 Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2016/2367 der Kommission vom 21. Dezember 2016 zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbe-
schlusses (EU) 2016/2122 betreffend Maflnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen Avidren Influenza des
Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL L 350 vom 22.12.2016, S. 42).

() Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2017/14 der Kommission vom 5. Januar 2017 zur Anderung des Anhangs des Durchfiihrungsbe-
schlusses (EU) 2016/2122 betreffend Maflnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen Avidren Influenza des
Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL L 4 vom 7.1.2017, S. 10).

() Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2017/116 der Kommission vom 20. Januar 2017 zur Anderung des Anhangs des Durchfiihrungsbe-
schlusses (EU) 2016/2122 betreffend Mafnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen Avidren Influenza des
Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABl. L 18 vom 24.1.2017, S. 53).

() Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2017/155 der Kommission vom 26. Januar 2017 zur Anderung des Anhangs des Durchfiihrungsbe-
schlusses (EU) 2016/2122 betreffend Maflnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen Avidren Influenza des
Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL L 23 vom 28.1.2017, S. 25).

(®) Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/247 der Kommission vom 9. Februar 2017 betreffend Mafinahmen zum Schutz vor Ausbriichen
der hochpathogenen Avidren Influenza in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL L 36 vom 11.2.2017, S. 62).

() Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2017/417 der Kommission vom 7. Mirz 2017 zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbe-
schlusses (EU) 2017/247 betreffend Mafnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen Avidren Influenza in bestimmten
Mitgliedstaaten (ABI. L 63 vom 9.3.2017,S.177). .

(") Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/554 der Kommission vom 23. Mirz 2017 zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbe-
schlusses (EU) 2017/247 betreffend Mafnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen Aviidren Influenza in bestimmten
Mitgliedstaaten (ABL. L 79 vom 24.3.2017, S. 15).

(") Verordnung (EU) Nr. 652/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 mit Bestimmungen fiir die Verwaltung
der Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, Tiergesundheit und Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungs-
material, zur Anderung der Richtlinien des Rates 98/56/EG, 2000/29/EG und 2008/90/EG, der Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG)
Nr. 882/2004 und (EG) Nr. 396/2005 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Richtlinie 2009/128/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung
der Entscheidungen des Rates 66/399/EWG, 76/894/EWG und 2009/470/EG (ABI. L 189 vom 27.6.2014, S. 1).
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(6)  Am 17.Juli 2017 erhielt die Kommission von Polen einen férmlichen Antrag auf Beteiligung an der Finanzierung
bestimmter aulergewohnlicher Mafnahmen gemaf§ Artikel 220 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013.
Am 11. April 2018, am 10. Mai 2018 und am 19. Juni 2018 ibermittelten die polnischen Behorden nahere
Angaben zu ihrem Antrag.

(7)  Aufgrund der tiergesundheitlichen und veterindrrechtlichen Manahmen wurden die Stilllegungszeiten verlingert,
die Aufstallung von Gefliigel verboten und Verbringungen fiir alle Arten von Gefliigelbetrieben in den regulierten
Gebieten nach Ausbriichen der hochpathogenen Avidren Influenza vom Subtyp H5 beschrinkt. Die betroffenen
Arten waren: Enten, Ginse, Truthithner, Hithner der Art Gallus domesticus und Legehennen. Dies fithrte zu einem
Produktionsverlust in diesen Betrieben. Es ist daher angebracht, diese Verluste auszugleichen.

(8)  Gemaf Artikel 220 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 beteiligt sich die Union zu 50 % an der
Finanzierung der Ausgaben Polens fiir die aulergewohnlichen Marktstiitzungsmaffnahmen. Die Kommission sollte
nach Priifung des von Polen eingereichten Antrags die Hochstmengen festsetzen, die fur die Finanzierung der
einzelnen aufergewohnlichen Stiitzungsmafinahmen in Betracht kommen.

(99  Um die Gefahr einer Uberkompensierung zu vermeiden, sollte der Pauschalbetrag auf technischen und
wirtschaftlichen Studien oder Buchfithrungsunterlagen basieren und in angemessener Hohe fiir jedes Tier und
Erzeugnis je nach Kategorie der erzeugten Tiere festgesetzt werden.

(10) Um die Gefahr einer Doppelfinanzierung zu vermeiden, sollten die Verluste nicht durch staatliche Beihilfen oder
Versicherungen ausgeglichen worden sein, und die in der vorliegenden Verordnung vorgesehene finanzielle
Beteiligung der Union sollte auf beihilfefihige Tiere und Erzeugnisse beschrinkt sein, fiir die kein finanzieller
Beitrag der Union gemif$ der Verordnung (EU) Nr. 652/2014 gewahrt wurde.

(11) Umfang und Dauer der in dieser Verordnung vorgesehenen Sondermafinahmen sollten auf das fiir die Stiitzung
des Marktes unbedingt Notwendige begrenzt sein. Die aufergewohnlichen Marktstiitzungsmafnahmen sollten
insbesondere nur fir die Gefliigelerzeugung in Betrieben in den regulierten Gebieten und wahrend der Dauer der
tiergesundheitlichen und veterindrrechtlichen Mafnahmen gelten, die in den Rechtsvorschriften der Union und
Polens hinsichtlich der 65 bestitigten Ausbriiche der hochpathogenen Avidren Influenza zwischen dem
3. Dezember 2016 und dem 16. Marz 2017 festgelegt sind, sowie in den entsprechenden regulierten Gebieten.

(12) Im Interesse einer wirtschaftlichen Haushaltsfihrung bei diesen auflergewohnlichen Marktstiitzungsmafinahmen
sollten nur diejenigen Zahlungen fiir eine Beteiligung der Union an der Finanzierung in Betracht kommen, die
Polen bis spitestens 30. September 2019 an Begiinstigte leistet. Artikel 5 Absatz 2 der Delegierten Verordnung
(EU) Nr. 907/2014 der Kommission () sollte keine Anwendung finden.

(13) Um die Beihilfefihigkeit und die Vorschriftsmafigkeit der Zahlungen sicherzustellen, sollte Polen Vorabpriifungen
vornehmen.

(14) Damit die Union ihre Finanzkontrolle vornehmen kann, sollte Polen der Kommission den Zahlungsabschluss
mitteilen.

(15) Da die infolge des Ausbruchs der Avidren Influenza eingefiihrten Beschrankungen in den regulierten Gebieten zu
verschiedenen Zeitpunkten in Kraft getreten sind und in der vorliegenden Verordnung fiir die Einreichung von
Beihilfeantragen keine Frist gesetzt ist, sollte fiir die Zwecke von Artikel 29 Absatz 4 der Delegierten Verordnung
(EU) Nr. 907/2014 das Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung als mafdgeblicher Tatbestand fiir den
Wechselkurs fiir die mit dieser Verordnung festgesetzten Betrdge angesehen werden.

(16) Damit die sofortige Durchfihrung der in dieser Verordnung festgelegten Mafinahmen durch Polen gewiahrleistet
ist, sollte diese Verordnung am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft
treten.

(17) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir die
gemeinsame Organisation der Agrarmirkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Union beteiligt sich zu 50 % an der Finanzierung der Ausgaben Polens zur Stiitzung des Marktes fiir Eier und
Geflugelfleisch, der durch die 65 Ausbriiche der hochpathogenen Avidren Influenza des Subtyps H5, die Polen zwischen
dem 3. Dezember 2016 und dem 16. Marz 2017 festgestellt und gemeldet hat, ernsthaft beeintrachtigt ist.

(") Delegierte Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission vom 11. Marz 2014 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Zahlstellen und anderen Einrichtungen, die finanzielle Verwaltung, den
Rechnungsabschluss, Sicherheiten und die Verwendung des Euro (ABL. L 255 vom 28.8.2014, S. 18).
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Artikel 2

Die von Polen getdtigten Ausgaben kommen nur wie folgt fiir eine finanzielle Beteiligung der Union in Betracht:

a) solange die tiergesundheitlichen und veterinirrechtlichen Mafinahmen gemaf8 den im Anhang aufgefithrten Rechtsvor-
schriften der Union und Polens in Bezug auf den in Artikel 1 genannten Zeitraum gelten und

b) nur fur diejenigen Gefliigelbetriebe, die den tiergesundheitlichen und veterindrrechtlichen Mafnahmen gemif$ den im
Anhang aufgefithrten Rechtsvorschriften der Union und Polens unterliegen und die in den dort genannten Gebieten
(wregulierte Gebiete) anséssig sind und

¢) wenn Polen sie bis spitestens 30. September 2019 an die Begiinstigten ausgezahlt hat. Artikel 5 Absatz 2 der
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 findet keine Anwendung; und

d) wenn fiir das Tier oder Erzeugnis im Zeitraum gemaf$ Buchstabe a erlittene Verluste nicht durch staatliche Beihilfen
oder Versicherungen ausgeglichen worden sind und kein finanzieller Beitrag der Union gemif§ der Verordnung (EU)
Nr. 652/2014 gewihrt wurde.

Artikel 3

Der Hochstbetrag der finanziellen Beteiligung der Union liegt bei 1,411 Mio. EUR fur den Ausgleich von Produktions-
verlusten im Gefliigelsektor in den regulierten Gebieten. Es gelten die folgenden Pauschalbetrige je Tier:

a) 0,0059 EUR pro Tag pro Legehenne, die unter den KN-Code 0105 94 00 eingereiht wird, fiir maximal
186 598 Tiere;

b) 0,0085 EUR pro Tag pro Masthuhn, das unter den KN-Code 0105 94 00 eingereiht wird, fir maximal
474 567 Tiere;

¢) 0,01075 EUR pro Tag pro Mastente, die unter den KN-Code 0105 99 10 eingereiht wird, fir maximal
246 131 Tiere;

d) 0,0126 EUR pro Tag pro Mastgans, die unter den KN-Code 0105 99 20 eingereiht wird, fiir maximal 4 622 Tiere;
e) 0,1757 EUR pro Tag pro Zuchtgans, die unter den KN-Code 0105 99 20 eingereiht wird, fiir maximal 55 307 Tiere;
f) 0,0333 EUR pro Tag pro Truthuhn, das unter den KN-Code 0105 99 30 eingereiht wird, fiir maximal 485 343 Tiere.

Artikel 4

Polen fiihrt Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen gemif8 den Artikeln 58 und 59 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013
des Europdischen Parlaments und des Rates (*) durch.

Polen priift insbesondere Folgendes:
a) ob der Antragsteller fiir eine Stiitzung in Betracht kommt;

b) bei jedem fiir eine Stiitzung in Betracht kommenden Antragsteller: die Beihilfefahigkeit, die Menge und den Wert des
tatsichlichen Produktionsverlusts;

c) dass die in Betracht kommenden Antragsteller fiir die Verluste gemafl Artikel 2 keine Entschidigung aus anderen
Quellen erhalten haben.

Die Beihilfe kann an in Betracht kommende Antragsteller, bei denen die Verwaltungskontrollen abgeschlossen sind,
ausgezahlt werden, ohne dass die Durchfithrung aller Kontrollen, insbesondere bei den fiir Vor-Ort-Kontrollen
ausgewihlten Antragstellern, abgewartet werden muss.

Wird die Beihilfefahigkeit eines Antragstellers nicht bestitigt, so ist die Beihilfe wiedereinzuziehen und sind Sanktionen
zu verhdngen.

Artikel 5

Fir die Zwecke von Artikel 29 Absatz 4 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 ist der mafigebliche Tatbestand
fiir den Wechselkurs in Bezug auf die Betridge gemif$ Artikel 3 dieser Verordnung das Inkrafttreten dieser Verordnung.

(") Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Finanzierung, die
Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG)
Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 4852008 des Rates (ABL. L 347 vom 20.12.2013,
S. 549).



L 255/10 Amtsblatt der Europdischen Union

11.10.2018

Artikel 6

Polen teilt der Kommission den Zahlungsabschluss mit.

Artikel 7

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 10. Oktober 2018

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG

Regulierte Gebiete und Zeitriume gemifd Artikel 2

Teile Polens und Zeitrdume gemaf$ der Richtlinie 2005/94/EG, die in folgenden Rechtsvorschriften festgelegt sind:

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/2219 der Kommission vom 8. Dezember 2016 zur Anderung des Anhangs des
Durchfithrungsbeschlusses  (EU) 2016/2122 betreffend Mafnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der
hochpathogenen Avidren Influenza des Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL. L 334 vom 9.12.2016,
5. 52).

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/2367 der Kommission vom 21. Dezember 2016 zur Anderung des Anhangs des
Durchfithrungsbeschlusses  (EU) 2016/2122 betreffend Mafnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der
hochpathogenen Avidren Influenza des Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL L 350 vom 22.12.2016,
S. 42).

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/14 der Kommission vom 5. Januar 2017 zur Anderung des Anhangs des
Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2016/2122 betreffend Maffnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der
hochpathogenen Avidren Influenza des Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL. L 4 vom 7.1.2017,
S. 10).

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/116 der Kommission vom 20. Januar 2017 zur Anderung des Anhangs des
Durchfithrungsbeschlusses  (EU) 2016/2122 betreffend Maflnahmen zum Schutz vor Ausbriichen der
hochpathogenen Avidren Influenza des Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL. L 18 vom 24.1.2017,
S. 53).

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/155 der Kommission vom 26. Januar 2017 zur Anderung des Anhangs des
Durchfithrungsbeschlusses  (EU) 2016/2122 betreffend Mafinahmen zum Schutz vor Ausbriichen der
hochpathogenen Avidren Influenza des Subtyps H5N8 in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL L 23 vom 28.1.2017,
S. 25).

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/247 der Kommission vom 9. Februar 2017 betreffend Malnahmen zum Schutz
vor Ausbriichen der hochpathogenen Avidren Influenza in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL L 36 vom 11.2.2017,
S. 62).

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/417 der Kommission vom 7. Mirz 2017 zur Anderung des Anhangs des
Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2017/247 betreffend Manahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen
Avidren Influenza in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL. L 63 vom 9.3.2017, S. 177).

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/554 der Kommission vom 23. Mérz 2017 zur Anderung des Anhangs des
Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2017/247 betreffend Mafinahmen zum Schutz vor Ausbriichen der hochpathogenen
Avidren Influenza in bestimmten Mitgliedstaaten (ABL L 79 vom 24.3.2017, S. 15).

— Nationales Gesetz iiber die Feststellung von Infektionen durch die zwischen dem 3. Dezember 2016 und dem
16. Mirz 2017 bestitigten Ausbriiche der hochpathogenen Avidren Influenza.

— Nationales Gesetz iiber die Authebung der Feststellung von Infektionen durch die zwischen dem 3. Dezember 2016
und dem 16. Mirz 2017 bestdtigten Ausbriiche der hochpathogenen Avidren Influenza.



	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1507 DER KOMMISSION vom 10. Oktober 2018 mit außergewöhnlichen Marktstützungsmaßnahmen für den Eier- und Geflügelfleischsektor in Polen 

